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ANTIFA

Vorwand Neutralität
Penetranz verschleiert nicht, dass die AfD die Gebote politischer 

Bildung bewusst missbraucht. Eine Fülle von Anfragen und 

Dienstaufsichtsbeschwerden gegen Lehrkräfte an Schulen. 

Die Bildungspolitik der AfD Hamburg, Teil 5

Fleiß ist eine
Sekundärtugend…

Die aktuellen Anfragen und 
Beschwerden beschäftigen sich 
wie in der Vergangenheit mit an-
geblichen Verstößen gegen die 
Grundsätze politischer Bildung 
an Schulen. Neben bekannten 
Themen wie dem Vorwurf, in 
schulischen Aktivitäten eine 
Haltung zu zeigen, die AfD-Po-
sitionen kritisiert, geht die AfD 
nun vermehrt gegen Aktivitäten 
im Kontext von Fridays for Fu-
ture vor. Kein Wunder, leugnet 
sie doch den menschengemach-
ten Klimawandel („Wir sollten 
die Sonne verklagen“, Beatrix 
von Storch)…

So beschwert sich die AfD ak-
tuell über schulische Kulturtage 
an der Stadtteilschule Blankene-
se zum Thema „Demokratie und 
Nachhaltigkeit“ und unterstellt 
eine „zu grüne Ausrichtung“. 
Dass es bei den Kulturtagen 
um gesellschaftlich relevante 
Themen und nicht um eine Par-
tei ging, ignoriert sie, passt dies 
doch nicht zu der Strategie, sich 
als Opfer zu stilisieren. Zur Stra-
tegie passt es auch, ohne jede 
sachliche Grundlage ihr eigent-
liches Thema Migration in einen 
Zusammenhang mit dieser Ver-
anstaltung zu rücken, um dann 
dagegen eine Beschwerde zu er-
sinnen. Die AfD will verbieten, 
was ihr nicht gefällt – ein Beiß-
reflex ohne rechtliche Grund-
lage. Wir – die GEW und der 
betroffene Schulleiter, Mathias 
Morgenroth-Marwedel – bleiben 
dabei, dass Kulturtage zu „De-
mokratie und Nachhaltigkeit“ 
gewünschte Schulaktivitäten im 

Sinne der Werte des Bildungs-
auftrages darstellen – auch wenn 
der AfD das nicht gefällt.

Auch Demoaufrufe und ande-
re schulische Aktivitäten, z.B. 
gegen das Petzportal, möchte die 
AfD verbieten. In der Tat ist es 
nicht zulässig, in den Schulge-
bäuden und auf dem Schulgelän-
de für Demos zu werben – jedoch 
durchaus, dies außerhalb zu tun. 
Diese Möglichkeit wird z.B. an 
der Stadtteilschule Bahrenfeld 
genutzt: Angeleiert durch GEW-
aktive Lehrkräfte organsierten 
sich dort Beschäftigte als “Edu-
cators for Future Bahrenfeld“ 
mit dem Ziel, die Forderungen 
der Schüler_innenbewegung 
zu unterstützen und veranstal-
ten seit einiger Zeit freitägliche 
Kundgebungen vor der Schule. 
Die Begründung s. Artikel S. 18. 
Sicher wird die AfD auch diese 
Aktionsform verbieten wollen, 
auch wenn sie rechtskonform ist 
– der Beißreflex läuft auch ohne 
Reflexion. 

Ein weiteres Thema, das die 
AfD erzürnt, bleiben die Offenen 
Briefe von Kollegien, die sich 
kritisch mit dem Petzportal aus-
einandersetzen. Sie ignoriert da-
bei die Aussage der Schulbehör-

de, dass solche Briefe zulässig 
sind und sich im Rahmen dessen 
bewegen, was den Lehrkräften 
an Meinungsfreiheit zusteht. 
Ebenso, so führt die Schulbehör-
de in ihrer Antwort zur Drucksa-
che 21/15077 aus, „steht es Lehr-
kräften frei, während der Pausen 
im persönlichen Gespräch tages-
politische Ereignisse zu bespre-
chen. Die von den Lehrkräften in 
den offenen Briefen geäußerten 
Ansichten zur Ausgestaltung ih-
rer unterrichtlichen Arbeit genü-
gen den Anforderungen des Ver-
botes politischer Indoktrination, 
dieses verlangt keine Meinungs-
losigkeit der Lehrkräfte, son-
dern vielmehr die Darstellung 
unterschiedlicher Positionen 
und die Konfrontation mit Ori-
ginaltexten der den Unterrichts-
gegenstand bildenden Parteien.“ 
Politisch sind diese Briefe somit 
erwünscht, juristisch ist jedoch 
noch ungeklärt, ob diese auch auf 
den jeweiligen Schulhomepages 
veröffentlicht werden dürfen. So 
sind einerseits, wie die Behörde 
in der Drucksache 21/16136 er-
läutert, die Schulleitungen für 
die “Veröffentlichung von Bei-
trägen auf der Homepage […] 
verantwortlich“, andererseits 

In einer Fülle von Schriftlichen kleinen Anfragen (SKA) und 
Dienstaufsichtsbeschwerden (DAB) macht die AfD-Fraktion er-
neut deutlich, dass es der Partei nicht um die Wahrung der Grund-
sätze politischer Bildung geht. Es geht allein darum, AfD-kritische 
Positionierungen an Schulen und im Unterricht zu unterbinden 
und die Lehrkräfte einzuschüchtern. Die GEW unterstützt alle be-
troffenen Mitglieder, Kollegien und Schulleitungen politisch und 
rechtlich und stärkt sie dabei, Haltung zu zeigen statt Zurückhal-
tung zu üben.
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sei die “Veröffentlichung eines 
Briefes, der die Meinung des 
Lehrerkollegiums wiederspie-
gelt, […] nicht zulässig“ (ebd.). 
Warum nicht zulässig sein soll, 
was doch inhaltlich und formal 
allen Ansprüchen genügt, beant-
wortet die Schulbehörde nicht. 
Nicht nur aus Sicht der GEW ist 
eine solche Äußerung auch gan-
zer Schulen völlig legitim und 
ergibt sich aus dem Bildungsauf-
trag – und gehört daher auch auf 
die Schulhomepages.

…aber es geht um Werte!
Und wieder einmal zeigt sich 

ob bei Klimaaktivitäten, Kul-
turtagen oder der Unterrichts-
gestaltung: die AfD versteht die 
Gebote politischer Bildung be-
wusst falsch mit dem Ziel, ihr 
missliebige Positionierungen zu 
unterbinden.

Die AfD bezieht sich auf 
Beutelsbach, um eine politische 
Neutralität einzufordern und 
ignoriert, dass der Bildungsauf-
trag auch eine Vermittlung von 
Werten umfasst. Beutelsbach 
als didaktische Orientierung und 
Wertevermittlung als inhaltli-
che Komponente ergeben erst 
zusammen – als zwei Seiten ei-
ner Medaille – den Rahmen, an 
Hand dessen Schulunterricht zu 
gestalten ist. 

Diese Werte – Erziehung zu 
Demokratie und einem friedli-
chen Miteinander frei von Dis-
kriminierung auf Grund von 
äußeren Merkmalen – teilt die 
AfD nicht und will daher unter 
dem Vorwand der „Neutralität“ 
die Vermittlung der im Grundge-
setz und im Bildungs- und Erzie-
hungsauftrag festgelegten Werte 
verbieten. Dies zeigt: Die AfD 
mag demokratisch in die Bürger-
schaft gewählt worden sein, ihre 
Ziele und Positionen widerspre-
chen jedoch den im Grundgesetz 
und im Bildungsauftrag vermit-
telten Werten und Einstellungen 
– z.B. den gegenüber gruppen-
bezogener Menschenfeindlich-
keit – und somit ist die AfD eine 
Partei mit undemokratischer 

Ausrichtung.
Aus den gesetzlichen Grund-

lagen ist durchaus eine parteipo-
litische „Neutralität“ abzuleiten, 
so dass keine Partei gegenüber 
den anderen, z.B. bei Podiums-
diskussionen an Schulen mit 
Parteienvertreter_innen, bevor-
zugt oder benachteiligt werden 
darf. Völlig anders sieht es mit 
den Themen und Positionen der 
Parteien aus, die im Rahmen des 
Unterrichts aber auch im Schul-
alltag, kritisch an den im Bil-
dungsauftrag genannten Werten 
gemessen werden müssen. So 
darf eine Lehrkraft, ein Kollegi-
um und/oder auch eine Schullei-
tung nicht eine Partei „an sich“ 
kritisieren, aber durchaus deren 
Positionen (wie Gaulands: „Der 
Nationalsozialismus ist ein Flie-
genschiss der Geschichte“) und 
schulrelevante Aktivitäten – ein 
Petzportal, das Unfrieden im 
Schulalltag stiftet – thematisie-
ren. Dies insbesondere vor dem 
Hintergrund der in Hamburg 
sogenannten „Selbstverantwor-
teten Schulen“, die eine hohe Ei-
genständigkeit der Schulleitung 
und des Kollegiums vorsieht. 
Sinnvoll ist es zudem, nicht nur 
eine, sondern mehrere Parteien 
zu thematisieren und herauszuar-
beiten, welche Positionierungen 
diese – z.B. in Bezug auf Migra-
tionspolitik – haben. Einige wer-
den dabei vor dem Hintergrund 
der Bildungsziele kritikwürdiger 
sein als andere…

Die rechtliche Dimension: 
Neutralität gegenüber
rassistischen und rechts-
extremen Positionen von 
Parteien? Nein!

In einer juristischen Analy-
se zum Neutralitätsgebot in der 
Bildung von Hendrik Cremer 
vom Deutschen Institut für 
Menschenrechte wird die Frage 
„Neutral gegenüber rassistischen 
und rechtsextremen Positionen 
von Parteien?“ mit einem klaren 
Nein beantwortet. Es wird her-
ausgearbeitet, dass die Positio-
nen der AfD selbstverständlich 

im Unterricht thematisiert 
werden dürfen: „Vertritt eine 
am politischen Wettbewerb 
teilnehmende Partei systema-
tisch rassistische beziehungs-
weise rechtsextreme Positionen, 
sei es durch ihr Programm oder 
dadurch, dass sich ihre Füh-
rungspersonen wiederkehrend 
entsprechend äußern, dürfen 
Lehrkräfte dies im Unterricht 
thematisieren“ (S. 21). Dieses 
Recht stellt zugleich eine Pflicht 
dar: „Geht es um die Thematisie-
rung rassistischer und rechtsex-
tremer Positionen, haben Lehr-
personen nicht nur das Recht, 
sondern gemäß den in den men-
schenrechtlichen Verträgen und 
im Schulrecht verankerten ver-
bindlichen Bildungszielen auch 
die Pflicht, solche Positionen 
entsprechend einzuordnen und 
diesen zu widersprechen“ (ebd.). 
Deutlich gemacht wird, dass die 
AfD die Gebote politischer Bil-
dung bewusst missversteht: „Ge-
rade vor dem Hintergrund der 
freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung und menschen-
rechtlicher Verpflichtungen ist 
es unzulässig, aus dem Kontro-
versitätsgebot die Notwendig-
keit abzuleiten, rassistische oder 
andere menschenverachtenden 
Positionen als gleichberechtigte 
legitime politische Positionen 
darzustellen. Bildung und ins-
besondere politische Bildung ist 
nicht in dem Sinne neutral, dass 
sie wertneutral wäre“ (S. 21 f.). 
Die Analyse kommt zu dem Fa-
zit, dass „Positionierungen von 
Lehrkräften, die darauf gerichtet 
sind, den Schüler_innen zu ver-
mitteln, rassistischen Positionen 
nicht zu folgen, auch wenn es 
sich dabei um Positionen einer 
nicht verbotenen Partei oder 
sonstigen Vereinigung handelt, 
[…] daher auch rechtlich gebo-
ten [sind]“ (S. 21). Zugleich wird 
festgestellt, dass die juristische 
Debatte dazu „bisher noch we-
nig ausgeprägt [ist], zudem gibt 
es keine gefestigte Rechtspre-
chung“ (S. 19). Dennoch stellt 
diese Analyse eine gute Grund-
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lage auch für die eigene Argu-
mentation z.B. gegenüber An-
feindungen der AfD dar. (Auch 
hier lohnt wieder ein Blick auf 
die anderen Parteien, um deut-
lich zu machen, dass die AfD mit 
ihrer Auffassung von politischer 
Bildung außerhalb des gesell-
schaftlichen Konsenses steht.) 
In der GEW AG gegen Rechts 
diskutieren wir auch solche ju-
ristischen Fragen und erarbeiten 
Handlungsorientierungen für 
von Angriffen betroffene Lehr-
kräfte.

Schriftliche kleine Anfragen 
(SKA) sind ein Instrument parla-
mentarischer Politik, die es den 
(Oppositions-)Parteien ermög-
licht, Fragen an den Senat zu 
stellen, die von diesem in einer 
vorgegebenen Frist beantwor-
tet werden müssen. Sie dienen 
ausschließlich der Informations-
beschaffung, nicht jedoch der 
Meinungsbildung. Viele Anfra-
gen der AfD wurden mit dem 
Verweis, dass sie das Fragerecht 
missbrauchen, als unzulässig zu-
rückgewiesen.

Dienstaufsichtsbeschwerden 
(DAB) stellen ein Instrument 
dar, Verhalten von Beschäftig-
ten von der zuständigen Behörde 
überprüfen zu lassen, sie können 
formlos von jeder/jedem gestellt 
werden und werden dann ohne 
feste Frist geprüft. 

Die politische Dimension: 
Kulturkampf, um eine
‚deutsche Leitkultur‘
durchzusetzen

Einerseits hat die AfD bewie-
sen, dass sie die Gebote poli-
tischer Bildung zur Durchset-
zung ihrer Interessen bewusst 
instrumentalisiert, was sich auch 
darin zeigt, dass ihre Angrif-
fe auf schulisch Beschäftigte 
überwiegend von der Schulbe-
hörde zurückgewiesen werden. 
Andererseits hat es die AfD 
geschafft, mit ihren Positionen 
und Behauptungen zunehmend 
in der Öffentlichkeit zu landen, 
wie sich u.a. beim „Fall“ Ida 
Ehre, aber auch bei den Falsch-

behauptungen der AfD zur Max 
Brauer Schule zeigt, die unhin-
terfragt von Teilen der Medien 
übernommen wurden. Somit 
zeigt sich eine Diskursverschie-
bung und es wird deutlich, dass 
wir uns aktuell in einem Kampf 
um Deutungshoheit befinden – 
in einem Kampf darum, was an 
Schule passieren und was im 
Unterricht gesagt werden darf. 
Diesem Kampf müssen wir uns 
stellen, sowohl diskursiv als 
auch auf allen anderen Ebe-
nen! Ein Schritt hierbei war die 
„Hamburger Erklärung gegen-
seitiger Solidarität bei Angriffen 
von Rechts auf Bildung und Kul-
tur“, die wir auf unserer Tagung 
„Es geht uns alle an“ am 25. und 
26. Oktober 2019 auf Kampna-
gel verabschiedet haben und die 
genau diesen Kulturkampf der 
AfD thematisiert: „Ob in Schu-
le, am Theater oder im Betrieb: 
Wir alle sind verstärkt seit dem 
Einzug der AfD in die Parlamen-
te von massiven Angriffen und 
Bedrohungen von Rechts betrof-
fen. Rechtspopulist_innen, Neo-
nazis und extreme Rechte stö-
ren Veranstaltungen, wollen in 
Spiel- und Lehrpläne eingreifen 
und versuchen die Freiheit von 
Bildung und Kunst einzuschrän-
ken. Sie schüren Misstrauen und 
stacheln zu Denunziationen auf. 
Wenn es nach ihnen gehen wür-
de, soll unsere selbstverständlich 
demokratisch-antifaschistische 
Haltung diskreditiert und gesell-
schaftlich geächtet werden. […] 
Als deren zentrale Stützpfeiler 
machen sie Bildung und Kultur 
aus. Mit ihrem ‚Kulturkampf‘ 
wollen sie eine nationalistische, 
völkische und homogene ‚deut-
sche Leitkultur‘ durchsetzen.“ 
Die Unterstützenden wehren 
sich gegen solche „Angriffe auf 
Demokratie und Menschenrech-
te. Wir sind überzeugt: Gemein-
sam sind wir stärker und können 
den Angriffen von Rechts etwas 
entgegensetzen“. 

Dass die AfD einen „Kul-
turkampf“ anstrebt und ver-
schiedenste gesellschaftliche 

Errungenschaften am liebsten 
verbieten möchte, wird auch in 
der sehr informativen Broschüre 
„Demokratie in Gefahr. Hand-
lungsempfehlungen zum Um-
gang mit der AfD“ der Amadeu 
Antonio Stiftung deutlich. Im 
Vorwort heißt es: „Im 70. Jahr 
des Bestehens wird das Grund-
gesetz wie wohl noch nie von 
innen angegriffen. Ein maßgeb-
licher Akteur dahinter ist der 
parlamentarische Arm der radi-
kalen Rechten: die Alternative 
für Deutschland. Bei den Angrif-
fen geht es nicht nur um einzel-
ne Artikel, sondern um zentrale 
Prinzipien unserer Verfassung, 
wie Menschenwürde, Gleichstel-
lung, Presse- und Religionsfrei-
heit. Aber auch die Souveränität 
des Rechtsstaates und das Mono-
pol staatlicher Gewalt insgesamt 
werden infrage gestellt. Identi-
tätspolitiken, Chauvinismus und 
Nationalismus bedienen Ängste 
und Ressentiments, die wiede-
rum Ausgrenzung, Gewalt und 
Mord legitimieren“ (S. 2). In 
der Broschüre werden die An-
griffe der AfD auf verschiedene 
Themen und Bereiche – Zivilge-
sellschaft, Antifeminismus und 
Gleichstellung, Erinnerungspo-
litik, politische Bildung, Schule, 
Kulturpolitik – thematisiert und 
dazu aufgerufen, sich „zusam-
men den Angriffen auf unsere 
Demokratie entgegen[zu]stel-
len“ (S.3). Mit unserer Erklä-
rung, dieser Broschüre und den 
bei der Tagungsvorbereitung 
Aktiven werden wir weiter an 
diesem Thema arbeiten.

Kultusministerkonferenz 
zeigt Haltung, Hamburgische 
Schulbehörde Zurückhaltung 
– warum? 

Die Rolle der Schulbehörde ist 
zwiespältig und wenig souverän: 
Einerseits werden die Vorwürfe 
der AfD in den SKA und DAB 
fast ausschließlich zurückgewie-
sen, andererseits versäumt es 
der Senator, sich schützend vor 
die Lehrkräfte, Kollegien und 
Schulleitungen zu stellen, die 
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engagiert die Bildungsziele ver-
mitteln und dafür von der AfD 
mit Hetze und Häme angegrif-
fen werden. Diese Untätigkeit 
kritisiert die GEW und fordert 
Herrn Rabe auf, seiner Pflicht 
als oberster Dienstherr nach-
zukommen und die Lehrkräfte, 
die Kollegien und die Schulen 
in ihrem Engagement für eine 
demokratische Erziehung und 
Bildung zu stärken. Orientieren 
kann er sich dabei an den „Emp-
fehlungen zur Demokratie und 
Menschenrechtsbildung in der 
Schule“, die die Kultusminis-
terkonferenz (KMK) im Okto-
ber 2018 vorgestellt hat. In der 
Pressemitteilung dazu findet der 

Präsident der Kultusminister-
konferenz, Helmut Holter, deut-
liche Worte: „Aus aktuellem An-
lass wenden wir uns entschieden 
gegen Internetportale, in denen 
Schülerinnen und Schüler ihre 
Lehrkräfte wegen vermeintlicher 
parteipolitischer Einflussnahme 
denunzieren sollen. Das führt 
im Ergebnis zu einer Vergiftung 
des Schulklimas. Wir sehen 
es vielmehr als eine wichtige 
gesellschaftliche Aufgabe an, 
Lehrkräfte in ihrem Bemühen 
zur Demokratiebildung, der Er-
ziehung zu Menschenrechten 
und im Eintreten für Toleranz, 
Respekt und Mitmenschlichkeit 
im Sinne des Grundgesetzes 

zu unterstützen. […] Die 
Stärkung junger Menschen 
in ihrem Engagement für den 
demokratischen Rechtsstaat und 
gegen antidemokratische und 
menschenfeindliche Haltungen 
ist Aufgabe über alle schulischen 
Fächer und  außerschulischen 
Angebote hinweg“. Diese Hal-
tung sollte auch die Schulbehör-
de vermitteln!

FREDRIK DEHNERDT,

stellvertretender Vorsitzen

der GEW Hamburg

Die Quellen für die zitierten 
Passagen: s. GEW-Homepage

„Haltung zeigen  
statt Zurückhaltung 
üben!“

www.gew-hamburg.de

Die Bildungspolitik der AfD-Fraktion 

in der Hamburgischen Bürgerschaft

Ein Reader der GEW Hamburg zur Bürgerschaftswahl 2020

September 2019

Gewerkschaft  
Erziehung und Wissenschaft

Hamburg 
 

Einer der bildungspoliti-
schen Schwerpunkte der 

AfD Bürgerschaftsfraktion in 
Hamburg besteht in regelmäßi-
gen Angriffen auf die politische 
Bildung an Schulen und in dem 
immer wieder vorgetragenen 
Verdacht von mutmaßlichen 
Verstößen gegen die Verpflich-
tung zur politischen Neutralität. 
Diese sieht die AfD gefährdet 
und wittert stattdessen „poli-
tische Indoktrinationen“, also 
die einseitige Beeinflussung der 
Schülerinnen und Schüler durch 
die Lehrkräfte.

In dieser Broschüre wird dar-
gestellt, was politische Neut-
ralität an Schulen bedeutet und 
welche Aktivitäten die AfD 
Hamburg entfaltet hat. Es folgt 
eine Einordung dieser Aktivitä-
ten vor dem Hintergrund des ge-
sellschaftlichen Konsenses zur 
politischen Bildung. Anschlie-
ßend wird auf die GEW-Position 
und Aktivitäten eingegangen. Im 
Anhang finden sich Handlungs-
empfehlungen für Lehrkräfte, 
rechtliche Grundlagen der poli-
tischen Bildung an Hamburger 
Schulen sowie ein Literaturver-
zeichnis zum Thema.

Als pdf-Version auf der GEW-
Homepage und als Druckversion 
in der Geschäftsstelle erhältlich.
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